
 

 

Verkaufs- und Lieferbedingungen 
I.  Allgemeines 

1.  Diese Verkaufs- und Lieferbedingungen der KMT Produktions- + Montage-Technik GmbH (im 
Folgenden: Lieferer) sind Bestandteil eines jeden mit ihren Vertragspartnern (im Folgenden: 
Besteller) abgeschlossenen Vertrages, soweit es sich bei den Bestellern um Unternehmer (§ 14 
BGB), juristische Personen des öffentlichen Rechts oder ein öffentlich rechtliches 
Sondervermögen handelt. 

2.  Für alle Lieferungen und Leistungen des Lieferers gelten ausschließlich die in Abs. 1 genannten 
Geschäftsbedingungen. Diese gelten auch für alle künftigen Geschäfte mit dem Besteller, sofern 
es sich um Rechtsgeschäfte gleicher oder verwandter Art handelt. 

3.  Allgemeine Geschäftsbedingungen des Bestellers finden auch dann keine Anwendung, wenn der 
Lieferer nicht nochmals ausdrücklich widerspricht. Insbesondere werden abweichende 
Geschäftsbedingungen des Bestellers nicht dadurch Vertragsinhalt, dass er einen Auftrag unter 
Verweis auf seine Geschäftsbedingungen erteilt und eine Auftragsannahme seitens des Lieferers 
erfolgt. 

4.  Im Einzelfall getroffene, individuelle Vereinbarungen mit dem Besteller (einschließlich 
Nebenabreden, Ergänzungen und Änderungen) haben in jedem Fall Vorrang vor diesen 
Verkaufs- und Lieferbedingungen. Für den Inhalt derartiger Vereinbarungen ist, vorbehaltlich des 
Gegenbeweises, ein schriftlicher Vertrag bzw. unsere schriftliche Bestätigung maßgebend. 

5.  Rechtserhebliche Erklärungen und Anzeigen des Bestellers in Bezug auf den Vertrag (z. B. 
Fristsetzung, Mängelanzeige, Rücktritt oder Minderung), sind schriftlich, d.h. in Schrift- oder 
Textform (z.B. Brief, E-Mail, Telefax) abzugeben. Gesetzliche Formvorschriften und weitere 
Nachweise insbesondere bei Zweifeln über die Legitimation des Erklärenden bleiben unberührt. 

6.  Der Vertrag bleibt auch bei rechtlicher Unwirksamkeit einzelner Punkte in seinen übrigen Teilen 
verbindlich.  

 
II.  Angebot und Preise 

1.  Es gelten die am Tage der Lieferung gültigen Preise, sofern keine besondere Vereinbarung in 
Form eines Angebotes oder Vertrages getroffen wurde.  

2.  Angebote des Lieferers sind unverbindlich und freibleibend, es sei denn, dass der Lieferer diese 
ausdrücklich als verbindlich bezeichnet hat. Dies gilt auch dann, wenn der Lieferer dem Besteller 
Kataloge, technische Dokumentationen (z.B. Zeichnungen, Pläne, Berechnungen, Kalkulationen, 
Verweisungen auf DIN-Normen), sonstige Produktbeschreibungen oder Unterlagen – auch in 
elektronischer Form – überlassen hat, an denen sich der Lieferer im Übrigen sämtliche 
Eigentums- und Urheberrechte ausdrücklich vorbehält 

3.  Offensichtliche Druck- und Schreibfehler sowie Irrtümer der Angestellten des Lieferers, können 
berichtigt werden und berechtigen den Lieferer, ggf. von einem Vertrag zurückzutreten. 

4.  Wird bei Abruf- oder Terminaufträgen innerhalb des vereinbarten Zeitraums nur ein Teil der 
vereinbarten Menge abgenommen, so ist der Lieferer berechtigt, sofort die noch nicht abgerufene 
Menge zu liefern und zu berechnen.  

5.  Die Bestellung von Ware durch den Besteller gilt als verbindliches Vertragsangebot. Sofern sich 
aus der Bestellung nichts anderes ergibt, ist der Lieferer berechtigt, dieses Vertragsangebot 
innerhalb von 14 Tagen nach seinem Zugang beim Lieferer anzunehmen. Die Annahme kann 
entweder schriftlich (z.B. durch Auftragsbestätigung) oder durch Auslieferung der Ware an den 
Besteller erklärt werden. 

6.  Zeichnungen, Abbildungen, Maße, Gewichte oder sonstige Leistungsdaten sind nur verbindlich, 
wenn dies ausdrücklich schriftlich vereinbart wird. 

7.  Die Preise verstehen sich ab Werk / EXW Incoterms ® 2010 ausschließlich Verpackung, 
Versicherung zuzüglich der gesetzlichen MwSt. 



 

 

 
III.  Lieferung 

1.  Angaben zu Lieferzeiten sind annähernd, sofern nichts anderes mit dem Besteller vereinbart ist. 
2.  Der Lieferer ist zu Teillieferungen und Teilleistungen nur dann berechtigt, wenn diese für den 

Besteller nach dem Vertragszweck von Interesse sind und dem Besteller dadurch kein 
erheblicher Mehraufwand entsteht. 

3.  Bei Sonderanfertigungen behält sich der Lieferer eine Mehr- oder Minderlieferung bis 10 % der 
bestellten Menge vor. Sonderanfertigungen bzw. kundenspezifisch angefertigte Teile sind vom 
Umtausch und Rücknahme ausgeschlossen.  

4.  Der Eintritt des Lieferverzugs beim Lieferer bestimmt sich nach den gesetzlichen Vorschriften. In 
jedem Fall ist aber eine Mahnung durch den Besteller erforderlich. Das Überschreiten 
vereinbarter Liefertermine berechtigt den Besteller nur dann zum Rücktritt, wenn er dem Lieferer 
zuvor erfolglos unter Ablehnungsdrohung eine angemessene Nachfrist gesetzt hat. (§ 323 BGB ). 

5.  Die Frist für Lieferung oder Leistungen beginnt an dem Tage, an dem Übereinstimmung über die 
Bestellung zwischen dem Besteller und dem Lieferer schriftlich vorliegt. Die Einhaltung der Frist 
setzt den rechtzeitigen Eingang sämtlicher vom Besteller zu liefernden Unterlagen, erforderlichen 
Genehmigung, Freigaben, die rechtzeitige Klarstellung und Genehmigung der Pläne, die 
Einhaltung der vereinbarten Zahlungsbedingungen und sonstigen Verpflichtungen voraus. 
Werden diese Voraussetzungen nicht erfüllt, so wird die Frist angemessen verlängert. 

6.  Soweit vom Lieferer nicht zu vertretenden Umstände höherer Gewalt die Ausführung 
übernommener Lieferungen erschweren, verzögern oder unmöglich machen (Nichtverfügbarkeit 
der Leistung), wird dieser den Besteller hierüber unverzüglich informieren und gleichzeitig die 
voraussichtliche, neue Lieferfrist mitteilen. Der Lieferer ist ferner berechtigt, die Lieferung bzw. 
Restlieferung oder Teillieferung um die Dauer der Behinderung hinauszuschieben bzw. vom 
Vertrag ganz oder teilweise zurückzutreten. Nicht zu vertreten hat der Lieferer z.B. behördliche 
Eingriffe, Betriebsstörungen, Streik, Aussperrung, durch politische oder wirtschaftliche 
Verhältnisse bedingte Arbeitsstörungen, Kriegsfall und Mobilmachung, allgemeiner Mangel an 
notwendigen Roh- oder Betriebsstoffen.  
 
Als Fall der Nichtverfügbarkeit der Leistung in diesem Sinne gilt auch die nicht rechtzeitige 
Selbstbelieferung des Lieferers durch Zulieferer, wenn der Lieferer ein kongruentes 
Deckungsgeschäft abgeschlossen hat, weder ihn noch seinen Zulieferer ein Verschulden trifft 
oder der Lieferer im Einzelfall zur Beschaffung nicht verpflichtet ist. 
 

IV.  Zahlung 
1. Der Kaufpreis ist fällig und zu zahlen innerhalb von acht Tagen ab Rechnungsstellung und 

Lieferung bzw. Abnahme der Ware. Der Lieferer ist jedoch, auch im Rahmen einer laufenden 
Geschäftsbeziehung, jederzeit berechtigt, eine Lieferung ganz oder teilweise nur gegen Vorkasse 
durchzuführen. Einen entsprechenden Vorbehalt erklärt der Lieferer spätestens mit der 
Auftragsbestätigung. Wenn eine Vorauszahlung nicht oder nicht ausreichend in der gestellten 
Frist erfolgt ist, ist der Lieferer berechtigt, ohne weiteres vom Vertrage zurückzutreten. 

2. Abzüge vom Kaufpreis, z. B. in Form von Skonto, werden nicht akzeptiert.   
3. Mit Ablauf der in Abs. 1 aufgeführten Zahlungsfrist kommt der Besteller in Verzug. Der Kaufpreis 

ist während des Verzugs zum jeweils geltenden gesetzlichen Verzugszinssatz zu verzinsen. Der 
Lieferer behält sich die Geltendmachung eines weitergehenden Verzugsschadens vor. 
Gegenüber Kaufleuten bleibt der Anspruch des Lieferers auf den kaufmännischen Fälligkeitszins 
(§ 353 HGB) unberührt. 

4. Der Besteller kann gegen Forderungen des Lieferers nur mit unbestrittenen, vom Lieferer 
anerkannten oder rechtskräftigen festgestellten Forderungen oder mit Forderungen, die im 
Gegenseitigkeitsverhältnis zur Forderung des Lieferers stehen, aufrechnen. Der Besteller ist zur 
Ausübung eines Zurückbehaltungsrechts nur befugt, soweit sein Gegenanspruch auf dem 
gleichen Vertragsverhältnis beruht. 

 



 

 

V.  Versand und Verpackung 
1.  Die Lieferung erfolgt auf Rechnung des Bestellers nur, soweit in Abweichung von II. Absatz 7 

dieser Verkaufs- und Lieferbedingungen eine andere Regelung getroffen wurde. Der Versand 
erfolgt stets nach bestem Ermessen des Lieferers, wobei die Verantwortung für billigste 
Beförderung nicht übernommen wird. Sollte eine andere, als die dem Lieferer vorgesehene 
Versandart vorgeschrieben werden, so gehen die entsprechenden Mehrkosten zu Lasten des 
Auftraggebers. 

2.  Wird der Versand ohne Verschulden des Lieferers verzögert, so lagert die Ware auf Kosten und 
Gefahr des Bestellers. In diesem Falle steht die Anzeige der Versandbereitschaft seitens des 
Lieferers dem Versand gleich.  

3.  Kommt der Besteller in Annahmeverzug, unterlässt er eine Mitwirkungshandlung oder verzögert 
sich die Lieferung aus anderen, vom Besteller zu vertretenden Gründen, so ist der Lieferer 
berechtigt, Ersatz des hieraus entstehenden Schadens einschließlich Mehraufwendungen (z.B. 
Lagerkosten) zu verlangen. Hierfür wird eine pauschale Entschädigung i.H.v 100,-- EUR pro 
Kalendertag berechnet, beginnend mit der Lieferfrist bzw. – mangels einer Lieferfrist – mit der 
Mitteilung der Versandbereitschaft der Ware. 

4.  Die Verpackung wird durch den Lieferer nicht zurückgenommen und ist durch den Besteller 
vorschriftsmäßig sowie fachgerecht zu entsorgen.  

 
VI.  Eigentumsvorbehalt 

1.  Die Gegenstände der Lieferungen (Vorbehaltsware) bleiben Eigentum des Lieferers bis zur 
Erfüllung sämtlicher ihm gegen den Besteller aus der Geschäftsverbindung zustehenden 
Ansprüche. Soweit der Wert aller Sicherungsrechte, die dem Lieferer zustehen, die Höhe aller 
gesicherten Ansprüche um mehr als 10 % übersteigt, wird der Lieferer auf Wunsch des Bestellers 
einen entsprechenden Teil der Sicherungsrechte freigeben. 

2.  Während des Bestehens des Eigentumsvorbehalts ist dem Besteller eine Verpfändung oder 
Sicherungsübereignung untersagt. Die Weiterveräußerung ist dem Besteller nur im Rahmen des 
gewöhnlichen Geschäftsgangs und nur unter der Bedingung gestattet, dass der Besteller von 
seinem Kunden Bezahlung erhält oder den Vorbehalt macht, dass das Eigentum auf den Kunden 
erst übergeht, wenn dieser seine Zahlungsverpflichtungen erfüllt hat. 

3.  Veräußert der Besteller Vorbehaltsware weiter, so tritt er bereits jetzt seine künftigen 
Forderungen aus der Weiterveräußerung gegen seine Kunden mit allen Nebenrechten – 
einschließlich etwaiger Saldoforderungen – sicherungshalber an den Lieferer ab, ohne dass es 
weiterer besonderer Erklärungen bedarf. Wird die Vorbehaltsware zusammen mit anderen 
Gegenständen weiterveräußert, ohne dass für die Vorbehaltsware ein Einzelpreis vereinbart 
wurde, so tritt der Besteller denjenigen Teil der Gesamtforderung an den Lieferer ab, der dem 
vom Lieferer in Rechnung gestellten Preis der Vorbehaltsware entspricht. Der Besteller darf die 
Vorbehaltsware im gewöhnlichen Geschäftsverkehr gegen sofortige Bezahlung oder unter 
Eigentumsvorbehalt weiterveräußern. Zur Sicherungsübereignung oder zur Verpfändung ist er 
nicht berechtigt. 

4.  a) Dem Besteller ist es gestattet, die Vorbehaltsware zu verarbeiten oder mit anderen 
Gegenständen zu vermischen oder zu verbinden. Die Verarbeitung erfolgt für den Lieferer. Der 
Besteller verwahrt die dabei entstehende neue Sache für den Lieferer mit der Sorgfalt eines 
ordentlichen Kaufmanns. Die neue Sache gilt als Vorbehaltsware. 
b) Lieferer und Besteller sind sich bereits jetzt darüber einig, dass bei Verbindung oder 
Vermischung mit anderen, nicht dem Lieferer gehörenden Gegenständen, dem Lieferer in jedem 
Fall Miteigentum an der neuen Sache in Höhe das Anteils zusteht, der sich aus dem Verhältnis 
des Wertes der verbunden oder vermischten Vorbehaltsware zum Wert der übrigen Ware zum 
Zeitpunkt der Verbindung oder Vermischung ergibt. Die neue Sache gilt insoweit als 
Vorbehaltsware. 
c) Die Regelung über die Forderungsabtretung nach Nr. 3 gilt auch für die neue Sache. Die 
Abtretung gilt jedoch nur bis zur Höhe des Betrages, der dem vom Lieferer in Rechnung 
gestellten Wert der verarbeiteten, verbundenen oder vermischten Vorbehaltsware entspricht. 



 

 

d) Verbindet der Besteller die Vorbehaltsware mit Grundstücken oder beweglichen Sachen, so 
tritt er, ohne dass es weiterer besonderer Erklärungen bedarf, auch seine Forderung, die ihm als 
Vergütung für die Verbindung zusteht, mit allen Nebenrechten des Wertes der verbunden 
Vorbehaltsware zu den übrigen verbundenen Waren zum Zeitpunkt der Verbindung an den 
Lieferer ab. 

5.  Bis auf Widerruf ist der Besteller zur Einziehung abgetretener Forderungen aus der 
Weiterveräußerung befugt. Bei Vorliegen eines wichtigen Grundes, insbesondere bei 
Zahlungsverzug, Zahlungseinstellung, Eröffnung eines Insolvenzverfahrens, Wechselprotest oder 
begründeten Anhaltspunkten für eine Überschuldung oder drohende Zahlungsunfähigkeit des 
Bestellers, ist der Lieferer berechtigt, die Einzugsermächtigung des Bestellers zu widerrufen. 
Außerdem kann der Lieferer nach vorheriger Androhung unter Einhaltung einer angemessenen 
Frist die Sicherungsabtretung offenlegen, die abgetretene Forderungen verwerten sowie die 
Offenlegung der Sicherungsabtretung durch den Besteller gegenüber dem Kunden verlangen. 

6.  Der Besteller hat den Lieferer unverzüglich schriftlich zu benachrichtigen, wenn ein Antrag auf 
Eröffnung eines Insolvenzverfahrens gestellt oder soweit Pfändungen, Beschlagnahmen oder 
sonstigen Verfügungen oder Eingriffen Dritter erfolgen. Bei Glaubhaftmachung eines berechtigten 
Interesses hat der Besteller dem Lieferer die zur Geltendmachung seiner Rechte gegen den 
Kunden erforderlichen Unterlagen auszuhändigen. 

7.  Bei Pflichtverletzung des Bestellers, insbesondere bei Zahlungsverzug, ist der Lieferer nach 
erfolglosem Ablauf einer dem Besteller gesetzten angemessenen Frist zur Leistung neben der 
Rücknahme auch zum Rücktritt berechtigt; die gesetzlichen Bestimmungen über die 
Entbehrlichkeit einer Fristsetzung bleiben unberührt. Der Besteller ist zur Herausgabe 
verpflichtet. In der Rücknahme bzw. der Geltendmachung des Eigentumsvorbehalts oder der 
Pfändung der Vorbehaltsware durch den Lieferer liegt kein Rücktritt vom Vertrag, es sei denn der 
Lieferer hätte dies ausdrücklich erklärt.  

 
VII.  Rechte bei Mängeln  

1.  Für die Rechte des Bestellers bei Sach- und Rechtsmängeln (einschließlich Falsch- und 
Minderlieferung sowie unsachgemäßer Montage oder mangelhafter Montageanleitung) gelten die 
gesetzlichen Vorschriften, soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt ist. In allen Fällen 
unberührt bleiben die gesetzlichen Sondervorschriften bei Endlieferung der Ware an einen 
Verbraucher (Lieferantenregress gem. §§ 478, 479 BGB). 

2.  Grundlage der Mängelhaftung des Lieferers ist vor allem die über die Beschaffenheit der Ware 
getroffene Vereinbarung. Als Vereinbarung über die Beschaffenheit der Ware gelten alle 
Produktbeschreibungen, die Gegenstand des einzelnen Vertrages sind oder vom Lieferer 
(insbesondere in Katalogen oder auf der Internet-Homepage des Lieferers) öffentlich bekannt 
gemacht wurden. 

3.  Soweit die Beschaffenheit nicht vereinbart wurde, ist nach der gesetzlichen Regelung zu 
beurteilen, ob ein Mangel vorliegt oder nicht (§ 434 Abs. 1 S. 2 und 3 BGB). Für öffentliche 
Äußerungen von Dritten (z.B. Werbeaussagen) übernimmt der Lieferer jedoch keine Haftung. 

4.  Die Mängelansprüche des Bestellers setzen voraus, dass er seinen gesetzlichen Untersuchungs- 
und Rügepflichten (§§ 377, 381 HGB) nachgekommen ist. Zeigt sich bei der Lieferung, der 
Untersuchung oder zu irgendeinem späteren Zeitpunkt ein Mangel, so ist dem Lieferer hiervon 
unverzüglich schriftlich Anzeige zu machen. In jedem Fall sind offensichtliche Mängel innerhalb 
von 7 Arbeitstagen ab Lieferung und bei der Untersuchung nicht erkennbare Mängel innerhalb 
der gleichen Frist ab Entdeckung schriftlich anzuzeigen. Versäumt der Besteller die 
ordnungsgemäße Untersuchung und/oder Mängelanzeige, ist die Haftung des Lieferers für den 
nicht bzw. nicht rechtzeitig oder nicht ordnungsgemäß angezeigten Mangel nach den 
gesetzlichen Vorschriften ausgeschlossen. 

5.  Ist die gelieferte Sache mangelhaft, kann der Lieferer zunächst wählen, ob er Nacherfüllung 
durch Beseitigung des Mangels (Nachbesserung) oder durch Lieferung einer mangelfreien Sache 
(Ersatzlieferung) leistet. Das Recht des Lieferers, die Nacherfüllung unter den gesetzlichen 
Voraussetzungen zu verweigern, bleibt unberührt. 



 

 

6.  Der Lieferer ist berechtigt, die geschuldete Nacherfüllung davon abhängig zu machen, dass der 
Besteller den fälligen Kaufpreis bezahlt. Der Besteller ist jedoch berechtigt, einen im Verhältnis 
zum Mangel angemessenen Teil des Kaufpreises zurückzubehalten. 

7.  Der Besteller hat dem Lieferer die zur geschuldeten Nacherfüllung erforderliche Zeit und 
Gelegenheit zu geben, insbesondere die beanstandete Ware zu Prüfungszwecken zu übergeben. 
Im Falle der Ersatzlieferung hat der Besteller dem Lieferer die mangelhafte Sache nach den 
gesetzlichen Vorschriften zurückzugeben. Die Nacherfüllung beinhaltet weder den Ausbau der 
mangelhaften Sache noch den erneuten Einbau, wenn der Lieferer ursprünglich nicht zum Einbau 
verpflichtet war. 

8.  Die zum Zweck der Prüfung und Nacherfüllung erforderlichen Aufwendungen, insbesondere 
Transport-, Wege-, Arbeits- und Materialkosten (nicht: Ausbau- und Einbaukosten), trägt der 
Lieferer, wenn tatsächlich ein Mangel vorliegt. Andernfalls kann der Lieferer die aus dem 
unberechtigten Mangelbeseitigungsverlangen entstandenen Kosten (insbesondere Prüf- und 
Transportkosten) ersetzt verlangen, es sei denn, die fehlende Mangelhaftigkeit war für den 
Besteller nicht erkennbar. 

9.  Wenn die Nacherfüllung fehlgeschlagen ist oder eine für die Nacherfüllung vom Besteller zu 
setzende angemessene Frist erfolglos abgelaufen oder nach den gesetzlichen Vorschriften 
entbehrlich ist, kann der Besteller vom Kaufvertrag zurücktreten oder den Kaufpreis mindern. Bei 
einem unerheblichen Mangel besteht jedoch kein Rücktrittsrecht. 

10. Ansprüche des Bestellers auf Schadensersatz bzw. Ersatz vergeblicher Aufwendungen bestehen 
auch bei Mängeln nur nach Maßgabe von VIII. und sind im Übrigen ausgeschlossen. 

11. Wird verlangt, dass am Einsatzort der Anlage eine Inbetriebnahme, Überprüfung oder Reparatur 
durchgeführt wird, so gehen die Kosten für Reise, Verpflegung, Unterkunft uns Arbeitsaufwand 
entsprechend der Kundendienst- und Servicebedingungen des Lieferers zu Lasten des 
Bestellers. Die Entsendung von Technikern zu bestimmten Terminen ist mit dem Lieferer zu 
vereinbaren, wobei der Termin durch den Lieferer festgesetzt wird. Kundendienstreisen ins 
Ausland erfolgen nur nach Vereinbarung. 

12.  Natürlicher Verschleiß, sowie Beschädigungen durch unsachgemäße Behandlung sind von der 
Gewährleistung ausgeschlossen. Unsere Gewährleistung erlischt auch, wenn durch den 
Betreiber oder in dessen Auftrag Dritte ohne unser Einverständnis, Eingriffe oder Änderungen an 
der von uns gelieferten Maschine sowie der Steuerung vorgenommen haben. 

 

VIII. Haftung 
1. Soweit sich aus diesen Verkaufs- und Lieferbedingungen einschließlich der nachfolgenden 

Bestimmungen nichts anderes ergibt, haftet der Lieferer bei einer Verletzung von vertraglichen 
und außervertraglichen Pflichten nach den gesetzlichen Vorschriften. 

2.  Auf Schadensersatz haftet der Lieferer – gleich aus welchem Rechtsgrund – im Rahmen der 
Verschuldenshaftung bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit. Bei einfacher Fahrlässigkeit haftet 
der Lieferer vorbehaltlich eines milderen Haftungsmaßstabs nach gesetzlichen Vorschriften (z. B. 
für Sorgfalt in eigenen Angelegenheiten) nur 

a)  für Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, 
b)  für Schäden aus der nicht unerheblichen Verletzung einer wesentlichen Vertragspflicht 

(Verpflichtung, deren Erfüllung die ordnungsgemäße Durchführung des Vertrags überhaupt erst 
ermöglicht und auf deren Einhaltung der Vertragspartner regelmäßig vertraut und vertrauen darf); 
in diesem Fall ist die Haftung des Lieferers jedoch auf den Ersatz des vorhersehbaren, 
typischerweise eintretenden Schadens begrenzt. 

3.  Die sich aus Abs. 2 ergebenden Haftungsbeschränkungen gelten auch bei Pflichtverletzungen 
durch bzw. zugunsten von Personen, deren Verschulden der Lieferer nach gesetzlichen 
Vorschriften zu vertreten hat. Sie gelten nicht, soweit der Lieferer einen Mangel arglistig 
verschwiegen oder eine Garantie für die Beschaffenheit der Ware übernommen hat und für 
Ansprüche des Bestellers nach dem Produkthaftungsgesetz. 

4.  Wegen einer Pflichtverletzung, die nicht in einem Mangel besteht, kann der Besteller nur 
zurücktreten oder kündigen, wenn der Lieferer die Pflichtverletzung zu vertreten hat. Ein freies 



 

 

Kündigungsrecht des Bestellers (insbesondere gem. §§ 651, 649 BGB) wird ausgeschlossen. Im 
Übrigen gelten die gesetzlichen Voraussetzungen und Rechtsfolgen. 

 

IX.  Verjährung 
1.  Abweichend von § 438 Abs. 1 Nr. 3 BGB beträgt die allgemeine Verjährungsfrist für Ansprüche 

aus Sach- und Rechtsmängeln ein Jahr ab Ablieferung. Soweit eine Abnahme vereinbart ist, 
beginnt die Verjährung mit der Abnahme. 

2.  Handelt es sich bei der Ware jedoch um ein Bauwerk oder eine Sache, die entsprechend ihrer 
üblichen Verwendungsweise für ein Bauwerk verwendet worden ist und dessen Mangelhaftigkeit 
verursacht hat (Baustoff), beträgt die Verjährungsfrist gemäß der gesetzlichen Regelung 5 Jahre 
ab Ablieferung (§ 438 Abs. 1 Nr. 2 BGB). Unberührt bleiben auch weitere gesetzliche 
Sonderregelungen zur Verjährung (insbes. § 438 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 3, §§ 444, 479 BGB). 

3. Die vorstehenden Verjährungsfristen des Kaufrechts gelten auch für vertragliche und 
außervertragliche Schadensersatzansprüche des Bestellers, die auf einem Mangel der Ware 
beruhen, es sei denn die Anwendung der regelmäßigen gesetzlichen Verjährung (§§ 195, 199 
BGB) würde im Einzelfall zu einer kürzeren Verjährung führen. Schadensersatzansprüche des 
Bestellers gem. VIII. Abs. 2 Satz 1 und Satz 2 a) sowie nach dem Produkthaftungsgesetz 
verjähren jedoch ausschließlich nach den gesetzlichen Verjährungsfristen. 

 
X. Softwarenutzung 

1.  Soweit im Lieferumfang Software enthalten ist, wird dem Besteller ein nicht ausschließliches 
Recht eingeräumt, die gelieferte Software einschließlich ihrer Dokumentationen zu nutzen. Sie 
wird zur Verwendung auf dem dafür bestimmten Liefergegenstand überlassen. Eine Nutzung der 
Software auf mehr als einem System ist untersagt. 

2.  Der Besteller darf die Software nur im gesetzlich zulässigen Umfang (§§ 69 a ff. UrhG) 
vervielfältigen, überarbeiten, übersetzen oder von dem Objektcode in den Quellcode umwandeln. 
Der Besteller verpflichtet sich, Herstellerangaben – insbesondere Copyright-Vermerke – nicht zu 
entfernen oder ohne vorherige ausdrückliche Zustimmung des Lieferers zu verändern.  

3.  Alle sonstigen Rechte an der Software und den Dokumentationen einschließlich der Kopien 
bleiben beim Lieferer bzw. beim Softwarelieferanten. Die Vergabe von Unterlizenzen ist nicht 
zulässig.  

 

X.  Datenverarbeitung 

 Der Lieferer erklärt, dass er personenbezogene Daten, die sich aus diesem Vertrag oder der 
Vertragsdurchführung ergeben, gemäß § 14 BDSG erhebt, verarbeitet und nutzt. Er verpflichtet 
sich, diese Daten unverzüglich zu löschen, sofern sie zur ordnungsgemäßen Erfüllung des 
Vertrags nicht mehr benötigt werden.  

 
XI. Gerichtsstand, Rechtswahl  

1.  Ist der Besteller Kaufmann i. S. d. Handelsgesetzbuchs, juristische Person des öffentlichen 
Rechts oder ein öffentlich-rechtliches Sondervermögen, ist ausschließlicher – auch 
internationaler Gerichtsstand für alle sich aus dem Vertragsverhältnis unmittelbar oder mittelbar 
ergebenden Streitigkeiten der Geschäftssitz des Lieferers in Villingen – Schwenningen. Der 
Lieferer ist jedoch in allen Fällen auch berechtigt, Klage am Erfüllungsort der Lieferverpflichtung 
gemäß diesen Verkaufs- und Lieferbedingungen bzw. einer vorrangigen Individualabrede oder 
am allgemeinen Gerichtsstand des Bestellers zu erheben. Vorrangige gesetzliche Vorschriften, 
insbesondere zu ausschließlichen Zuständigkeiten, bleiben unberührt. 

2.  Für die Rechtsbeziehungen gilt deutsches Recht unter Ausschluss des Übereinkommens der 
Vereinten Nationen über Verträge über den internationalen Warenkauf (CISG). 
 

 
 
Stand 11/2017 


